Die Bewertung des Polizeidienstes hat mit der im Jahre 1991 vorgelegten Studie "Funktionsbewertung der Schutzpolizei" eine neue Grundlage bekommen. Bis zum Jahre 2001 dauerte es allerdings, bis die zweigeteilte Laufbahn beschlossen wurde.

Die Umsetzung der zweigeteilten Laufbahn soll haushaltsrechtlich im Jahre 2010 erreicht sein.

Die Spitzenämter A 12/13 sind auf  gut 10 % der Gesamtplanstellen der Polizei festgeschrieben. Nicht zuletzt wegen der maroden Haushaltslage kann von einer deutlichen Anhebung der Spitzenämter derzeit nicht ausgegangen werden. 

Wir haben ein krasses Mißverhältnis zwischen den haushaltsrechtlich zur Verfügung stehenden Beförderungsmöglichkeiten und den nach A 12/ 13 bewerteten Funktionen bei der Polizei NRW. Karrierechancen und Berufsperspektiven sind hierdurch nicht transparent und verlässlich geregelt.

Eine Arbeitsgruppe des Innenministeriums erarbeitete seit dem Jahre 2002 eine verwaltungsinterne Dienstpostenbewertung und -zuordnung und Verteilungsvorschläge der vorhandenen Planstellen, die in den GdP-Gremien umfassend erörtert wurden. 

Im Spätsommer des letzten Jahres wurde dem Polizei-Hauptpersonalrat ein Erlassentwurf zu diesem Thema zur Zustimmung übersandt. Dieser wurde in einer Personalrätekonferenz des PHPR und in einer Sitzung des Landesbezirksbeirates diskutiert und in der vorliegenden Fassung verworfen.

In den vergangenen Monaten wurden unsere in der Beiratssitzung aufgestellten Forderungen mit Vertretern des Innenministeriums verhandelt.

Fest steht nunmehr u.a.:

Die Funktionszuordnung schreibt die Zahl der Spitzenämter A 12/13 nicht fest. Eine Veränderung der Zahl der Planstellen zieht eine Veränderung der Funktionszuordnung nach sich.

Bei den Führungsfunktionen ist die Zuordnung nicht auf die Zahl der verfügbaren Planstellen beschränkt. 

Die Mindestgröße der Dienstgruppen/ Kommissariate wurde abgesenkt.

Hierdurch wird den Behörden mehr Flexibilität eingeräumt.

Die Anzahl der Sachbearbeiter A 12 im Ermittlungsbereich wurde erhöht.

Offene Fragen zur praktischen Umsetzung der Funktionszuordnung (z.B. Übergangs- und Ausnahmeregelungen) sollen in dezentralen Workshops mit Vertretern der Behörden und Einrichtungen (incl. der Personalvertretungen) ab August 2006 erörtert werden.

Vor dem Hintergrund der aktuellen Situation ( z.B. Personalbudgetierung, geplante Änderung des LPVG) hat der geschäftsführende Vorstand nach nochmaligen Gesprächen mit Vertretern des Innenministerums heute der PHPR-Fraktion empfohlen, der Funktionszuordnung in der vorliegenden überarbeiteten Fassung zuzustimmen.

Mit freundlichen Grüßen

gez. Frank Richter

Landesvorsitzender

http://www.gdp-nrw.de

